
MEINUNG

Flüchtlingskrise 

Wir müssen sie behandeln!
Die umfassende medizinische Behandlung von Flüchtlingen ist berufs-
ethisch geboten und vom Gesetz gedeckt. Nun muss die Politik endlich 
die Gesundheitskarte für Asylsuchende einführen.

 _ Der Umfang der medizinischen Ver-
sorgung für Asylsuchende, Geduldete 
und Menschen ohne Aufenthaltsstatus 
wird im Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) festgelegt. §§ 4 und 6 AsylbLG 
bestimmt, dass sich die Versorgung auf 
akute oder schmerzha�e Erkrankungen, 
Vorsorge und Impfungen, Leistungen in 
Zusammenhang mit Schwangerscha� 
und Geburt sowie sonstige Leistungen, 
die zur Sicherung der Gesundheit uner-
lässlich sind, beschränken soll.

Das AsylbLG umfasst damit – anders 
als häu�g proklamiert – nicht nur die 
Notfallversorgung. Tatsächlich sind in 
Bremen und Hamburg Verträge mit 
Krankenkassen geschlossen worden, die 
sich mit wenigen Ausnahmen am GKV-
Leistungskatalog orientieren. Anderer-
seits sti�en die unklaren Formulierun-

gen des Gesetzes 
landauf, landab 
Verwirrung. 
Willkürliche 
Auslegungen 
mit teils gra-

vierenden gesundheitlichen Folgen für 
die Betro�enen sind gängige Praxis.

Sowieso ist die Unterscheidung zwi-
schen akuten und chronischen Erkran-
kungen medizinisch nicht sinnvoll und 
in der Praxis nicht möglich. Ein Abwar-
ten, bis ein Diabetes in einer hypergly-
kämen Krise gipfelt und in die Rettungs-
stellen führt, ist weder mit 
der ärztlichen Ethik ver-
einbar noch ökonomisch 
sinnvoll.

Behandlung auch ohne 
Krankenschein
Ärzte sollten Asylsuchen-
de bei dringenden medi-
zinischen Anliegen im-
mer behandeln – auch 
ohne Krankenschein. 
Dieser kann bei Notfällen 
auch im Nachhinein beantragt und 
abgerechnet werden. Asylsuchende, die 
mit Krankenschein oder Krankenversi-
cherungskarte in die Sprechstunde kom-
men, sollten entsprechend dem hippo-
kratischen Eid ohne Ansehen der Person 
wie alle anderen Patienten bedarfsge-
recht behandelt werden. Die Kosten soll-
ten dann vom Sozialamt oder der Kom-
mune eingefordert werden. Am sinn-
vollsten wäre es, das Bremer und Ham-
burger Versorgungsmodell bundesweit 
einzuführen.

Beschränkungen der Behandlung 
sind weder mit Art. 2 Abs. 2 GG 

(Recht auf Leben und körperli-
che Unversehrtheit) noch 

mit der Europäischen 
Sozialcharta (Art. 11) ver-
einbar. Ebenso verstößt 
die aktuelle Regelung – 

die Genehmigung und die Ausgabe ei-
nes Krankenscheins durch die Sozialbe-
hörde – gegen Art. 12 des Internationa-
len Paktes über wirtscha�liche, kultu-
relle und soziale Rechte, gemäß dem die 
Vertragsstaaten „das Recht eines jeden 
auf das für ihn erreichbare Höchstmaß 
an körperlicher und geistiger Gesund-

heit“ anerkennen. Auch das 
Bundesverfassungsgericht 
urteilte am 18. Juli 2012: 

„Die in Art. 1 Abs. 1 GG 
garantierte Menschen-
würde ist migrationspoli-
tisch nicht zu relativieren.“

Die Ablehnung einer 
angemessenen medizini-
schen Versorgung von 
Asylsuchenden aus Angst 
vor mehr Asylanträgen 

erscheint verfassungswid-
rig. Zudem ist diese Annahme wis-

senscha�lich nicht haltbar und wird in 
der politischen Debatte zynisch miss-
braucht. Flucht und Migration sind 
durch Krieg und Not bedingt, nicht 
durch den Wunsch nach besserer medi-
zinischer Versorgung.

Unterstützenswert ist deshalb die 
Möglichkeit, Asylsuchende über eine 
Versichertenkarte quasi wie Regelversi-
cherte zu versorgen, wie sie auch das 
Mitte Oktober im Bundesrat verabschie-
dete Asylverfahrensbeschleunigungs-
gesetz fördert. Das Recht auf gute medi-
zinische Versorgung gilt bedingungslos 

– und es ist die ärztliche P©icht, jedem 
Patienten unabhängig von seinem Status 
die notwendige Versorgung zukommen 
zu lassen. ■

■ Der Autor ist 1. Vorsitzender des Vereins demokratischer 
Ärztinnen und Ärzte (vdää, www.vdaeae.de)

Chronische 
Krankheiten 
dürfen nicht 
unversorgt 

bleiben

Flüchtling mit Kind auf dem Weg nach
Deutschland (am 5. Oktober 2015 in Ungarn).

AUS DER PRAXIS

Prof. Dr. med.
Wulf Dietrich

Vorsitzender des Vereins 
demokratischer Ärztinnen 
und Ärzte (vdää)
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